
am Arbeitsplatz böswillig nicht nachgekommen ist 
bzw. sich hartnäckig undiszipliniert verhielt.
Der Beschluß des Kreisgerichts ist auch insoweit zu 
beanstanden, als die Anordnung des Vollzugs der an­
gedrohten Freiheitsstrafe nur auf § 35 Abs. 3 Ziff. 4 
StGB gestützt wird, obwohl lediglich zum Verhalten 
der Angeklagten im Hinblick auf die Arbeitsaufnahme 
Feststellungen getroffen wurden.
Eine solche Ansicht verkennt, daß die Anwendung der 
Ziff. 2 und 4 des § 35 Abs. 3 StGB an unterschiedliche 
Voraussetzungen gebunden ist und birgt die Gefahr 
in sich, den Nachweis der „Böswilligkeit“ durch die 
Anwendung des Merkmals „hartnäckig undisziplinier­
tes Verhalten“ zu umgehen. Zwar kann sich ein hart­
näckig undiszipliniertes Verhalten auch darin äußern, 
daß ein Täter böswillig seiner Verpflichtung zur Be­
währung am Arbeitsplatz nicht nachkömmt, jedoch 
ist dann der Vollzug der angedrohten Freiheitsstrafe 
nach § 35 Abs. 3 Ziff. 2 StGB als dem spezielleren Tat­
bestand anzuordnen. Allerdings kann sich die Anord­
nung des Vollzugs der Freiheitsstrafe im Einzelfall 
auch auf beide Bestimmungen stützen, wenn durch das 
Verhalten des Täters die Voraussetzungen erfüllt sind. 
Falls das Kreisgericht das Verhalten der Angeklagten 
so beurteilen wollte, hätte es aber auch zu ihrem son­
stigen Verhalten Feststellungen treffen müssen.
Im übrigen ist aus den Akten nicht ersichtlich, ob vor 
der Entscheidung über die Anordnung der Vollstrek- 
kung der angedrohten Freiheitsstrafe die Stellung­
nahme des Staatsanwalts Vorgelegen hat (§ 177 StPO), 
da dieser an der mündlichen Verhandlung nicht teil­
nahm.
Das Bezirksgericht hätte die Beschwerde der Ange­
klagten gegen den Beschluß des Kreisgerichts wegen 
diesfer Mängel nicht als unbegründet zurückweisen dür­
fen. Hierzu reichte die in Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung festgestellte Tatsache, daß die Angeklagte 
am 19. November 1969 Arbeit aufgenommen hatte, je­
doch bereits ab 28. November 1969 wegen Krankheit 
arbeitsunfähig war, nicht aus.
Eine mündliche Verhandlung auf die Beschwerde ge­
gen einen den Vollzug einer Freiheitsstrafe anordnen­
den Beschluß ist zwar gesetzlich nicht zwingend vorge­
schrieben, jedoch ist davon auszugehen, daß in diesen 
Fällen in der Regel die Bedeutung der Sache eine 
mündliche Verhandlung erfordert (§ 309 StPO), zumal 
die erstinstanzliche Entscheidung ebenfalls grundsätz­
lich nach einer mündlichen Verhandlung ergeht. Wird 
eine mündliche Verhandlung durchgeführt, dann gel­
ten die Vorschriften über die Durchführung der Haupt­
verhandlung erster Instanz entsprechend.
Das Bezirksgericht hätte deshalb die vom Kreisgericht 
unterlassene Beweiserhebung nachholen und dabei auch 
einen Vertreter der letzten Arbeitsstelle der Angeklag­
ten über ihr weiteres Verhalten hören sollen. Letz­
teres war trotz der relativ kurzen Beschäftigungsdauer 
der Angeklagten erforderlich, weil sich aus den vom 
Bezirksgericht vor der Verhandlung eingeholten Aus­
künften Hinweise darauf ergaben, daß die Angeklagte 
auch nach der Entscheidung über den Vollzug der an­
gedrohten Freiheitsstrafe nicht alle Anstrengungen un­
ternommen hatte, um ihren Pflichten aus der Verur­
teilung nachzukommen.
Keinesfalls durfte das Bezirksgericht jedoch für seine 
Entscheidung über die Beschwerde Feststellungen ver­
wenden, die in der mündlichen Verhandlung vom
2. Dezember 1969 nicht getroffen worden sind. So geht 
der Beschluß davon aus, daß der Angeklagten insge­
samt vier Arbeitsstellen nachgewiesen worden seien. 
Eine solche Feststellung wurde jedoch im gesamten 
Verfahren nicht getroffen. Außerdem steht die An­

nahme des Bezirksgerichts, die Angeklagte sei seit dem 
28. November 1969 der Arbeit unentschuldigt fernge­
blieben, im Widerspruch zu dem Aktenvermerk, wo­
nach Arbeitsunfähigkeit der Angeklagten nicht erst seit 
1. Dezember 1969, sondern bereits ab 28. November 
anerkannt werden könne.
Zu rügen ist ferner, daß die mündliche Verhandlung 
im Beschwerdeverfahren in Abwesenheit der Ange­
klagten durchgeführt wurde.
Im Gegensatz zur Regelung der Teilnahme des Ange­
klagten im Rechtsmittelverfahren — außer der Anord­
nung des persönlichen Erscheinens ist er lediglich vom 
Termin der Hauptverhandlung zu benachrichtigen — 
§ 295 StPO — sieht § 309 Abs. 2 StPO die Ladung des 
Angeklagten vor. Nach § 309 Abs. 1 StPO gelten im 
Falle einer mündlichen Verhandlung die Vorschriften 
über die Durchführung der Hauptverhandlung erster 
Instanz entsprechend. 'Mithin ist die Anwesenheit des 
Angeklagten mit Rücksicht auf die Feststellung der 
Wahrheit und die Gewährleistung seiner Rechte not­
wendig. Sine Verhandlung in Abwesenheit des Ange­
klagten ist nur in den für die erste Instanz geregelten 
Ausnahmefällen möglich.
Nach alledem waren die Beschlüsse der Instanzgerichte 
aufzuheben.

§§81 Abs. 3, 375 Abs. 1 StPO.
Beschlüsse des Rechtsmittelgerichts über die Befrei­
ung von den nachteiligen Folgen der Fristversäumung 
sowie über Entschädigung für Untersuchungshaft und 
Strafen mit Freiheitsentzug können mit der Be­
schwerde angefochten werden.
OG, Beschl. vom 7. Mai 1970 - WMSt2/70.

Mit dem im Rechtsmittelverfahren ergangenen Ur­
teil wurde der Beschwerdeführer freigesprochen. Ein 
Anspruch auf Entschädigung für erlittenen Vermögens­
schaden wegen der in dieser Sache vollzogenen Unter­
suchungshaft wurde vom Rechtsmittelgericht durch 
Beschluß ausgeschlossen. Gegen diesen Beschluß richtet 
sich die vom Betroffenen eingelegte Beschwerde, mit 
der die Aufhebung des Beschlusses und Zubilligung 
einer Entschädigung begehrt wird.
Der Beschwerdesenat hatte zunächst über die Zuläs­
sigkeit der Beschwerde gegen einen solchen Beschluß 
des Rechtsmittelgerichts zu entscheiden.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 305 Abs. 1 StPO unterliegen alle von den Ge­
richten in Verfahren erster Instanz erlassene!), Be­
schlüsse der Beschwerde, soweit sie nicht ausdrücklich 
einer Anfechtung entzogen sind. Davon ausgehend sind 
Beschlüsse des Rechtsmittelgerichts, da es sich hier um 
Verfahren zweiter Instanz handelt, grundsätzlich der 
Anfechtung entzogen.
Von dieser grundsätzlichen Regelung über das Be­
schwerdeverfahren sind jedoch jene Beschlüsse des 
Rechtsmittelgerichts ausgenommen, die — auch wenn 
sie im Rechtsmittelverfahren durch das zweitinstanz­
liche Gericht ergehen — einer erstinstanzlichen Ent­
scheidung i. S. des § 305 Abs. 1 StPO gleichstehen. In 
diesen Fällen wird daher in der StPO in speziellen 
Bestimmungen ausdrücklich die Beschwerde zugelas­
sen. Das betrifft den Fall, bei dem das Rechtsmittel­
gericht im Zusammenhang mit der Prüfung der Ein­
haltung der Fristen bei Einlegung von Protest und Be­
rufung nach § 81 Abs. 1 StPO über die Befreiung von 
den nachteiligen Folgen einer Fristversäumung zu ent­
scheiden hat. Hier wurde gemäß i§ 81 Abs. 3 StPO ge­
gen eine solche Entscheidung des Rechtsmittelgerichts

524


